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G K V - F I N A N Z E N

Rückkehr zu mehr 
Rationalität  gefordert
Die aktuell gute Finanzlage der gesetzlichen krankenversicherung 
(gkV) führt zu Diskussionen über die Verwendung der Überschüsse. 
auch in Rheinland-Pfalz werden Forderungen nach Senkung des 
allgemeinen Beitragssatzes oder abschaffung der Praxisgebühr laut.

D
as Gesundheitssystem ist in die-
sem Jahr wieder einmal häu-
fig in den Schlagzeilen – wegen 
der Finanzen. Diesmal aller-

dings nicht, weil zu wenig Geld da ist. Die 
 gesetzlichen Krankenkassen erwirtschaf-
teten im ersten Quartal 2012 trotz steigen-
der Ausgaben noch einen Überschuss und 
konnten die Rücklagen weiter ausbauen, 
wenngleich sich die Überschüsse sehr 
unterschiedlich auf die einzelnen Kas-
sen verteilen. Dabei sind die 10 Milliar-
den freie Rücklagen auf dem GKV-Konto 
bei täglichen Leistungsausgaben der Kas-
sen von 500 Millionen Euro längst nicht 
so viel wie es auf den ersten Blick scheint 
(um die in der Rentenversicherung zur 
Beitragsenkung geforderte Nachhaltig-
keitsreserve von anderthalb Monats-
ausgaben zu erreichen, wären deutliche 
höhere Rücklagen notwendig). Aber die 
Nachricht von der Reserve weckt Begehr-
lichkeiten aus vielen Richtungen und bis-
weilen Unverständnis für wirtschaftliches 
Verhalten der Kassen im Alltag, sei es bei 
Einzelfallentscheidungen dem Versicher-
ten gegenüber, sei es in Verhandlungen 

mit Leistungserbringern. Politiker und 
Meinungsmacher, auch in Rheinland-
Pfalz, postulieren gerne, Krankenkassen 
seien keine Sparkassen, das Geld müsse 
den Versicherten zu Gute kommen. 

vdek für Beitragsautonomie

Allen voran das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) fordert die Kranken-
kassen dazu auf, Überschüsse in Form von 
Prämienausschüttungen an die Mitglieder 
weiterzugeben. 

Gerne würden viele Akteure auch die 
unbeliebte Praxisgebühr abschaffen, die 
zwar ihre ursprünglich beabsichtigte steu-
ernde Wirkung nicht entfaltet, jedoch mit 
2 Milliarden Euro ein fester Posten im Jah-
resetat der Krankenkassen ist.

Diskutiert wird auch eine Absenkung 
des allgemeinen Beitragssatzes von 15,5 
auf 15,4 Prozent, was Versicherte und Ar-
beitgeber insgesamt um etwa eine Milliar-
de Euro entlasten würde. Hierbei kommt 
auch des Öfteren der Hinweis auf die Ein-
führung eines Automatismus wie in der 
gesetzlichen Rentenversicherung, wo ab 

C 21156 F

Mit rund 1,3 Millionen Versicher-
ten sind die Ersatzkassen auch 
2012 die stärkste Kassenart im Lan-
de. Während der Zusammenschluss 
der  beiden Ortskrankenkassen AOK 
Rheinland-Pfalz und AOK Saarland 
zur „AOK Rheinland-Pfalz /Saarland 
– die Gesundheitskasse“ praktisch 
keine Veränderung bei Mitgliedern 
und Versicherten in Rheinland-
Pfalz nach sich zog, gewannen die 
 Ersatzkassen durch Fusionen mit Be-
triebskrankenkassen und eigenes 
Wachstum auch in Rheinland-Pfalz 
weiter Mitglieder hinzu. Die sechs Er-
satzkassen sind bundesweit vertreten 
und betreuen über 25 Millionen Ver-
sicherte, damit sind sie Marktführer.
Laut aktueller Statistik stehen die 
im vdek vertretenen Ersatzkassen in 
Rheinland-Pfalz mit 945.000 Mitglie-
dern und fast 1,3 Millionen Versicher-
ten für über ein Drittel Marktanteil 
im Land.

M A R K T

vdek bleibt stärkste 
Kraft im Land
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Die Apotheker fordern eine Erhöhung 
des sogenannten Fixzuschlages in der Arz-
neimittelpreisverordnung im Gleichklang 
zu Forderungen nach einer (weiteren) 
Absenkung des Apothekenrabatts. Heb-
ammen und Heilmittelerbringer fordern 
ebenfalls mehr Geld.

Selbst die Pharmaindustrie kämpft für 
ein Ende der angeblichen Sparpolitik der 
Bundesregierung, obwohl die Wirkungen 
des Arzneimittelmarktneuordnungsgeset-
zes (AMNOG) gerade erst zu greifen begin-
nen und Ausgabensteigerungen in diesem 
Bereich in der Vergangenheit eher einem 
ökonomischen Naturgesetz zu gleichen 
schienen. Dass in diesem Kontext dann 
auch die ungeliebten Rabattverträge von 
der Industrie zur Disposition gestellt wer-
den, sei nur am Rande vermerkt.

Dies alles vor Augen, rechnet die GKV 
spätestens ab 2014 wieder mit erhebli-
chen Finanzrisiken. Und dafür wappnen 
sich die Kassen mit Rücklagen. Auch weil 
sie fürchten, den kurzfristigen Applaus für 
Prämienausschüttungen wenig später mit 
der Erhebung von Zusatzbeiträgen büßen 
zu müssen, denen der Sachverständigen-
rat in seinem neuesten Gutachten eine 
„stigmatisierende Wirkung“ im Wettbe-
werb attestiert. 

Auch die Gesundheitsministerkonfe-
renz der Länder vertrat Ende Juni die Posi-
tion, man solle auf Beitragsrückzahlungen 
verzichten und die erwirtschafteten Rück-
lagen noch aufstocken. Die Länderminister 
sprachen sich in ihrer Abschlusserklärung 
dafür aus, gesetzliche Maßnahmen zur 
Ausweitung der Rücklagemöglichkeiten 
in der Gesetzlichen Krankenversicherung 
zu schaffen und forderten zudem die Rück-
nahme der Kürzung des Bundeszuschus-
ses an den Gesundheitsfonds in Höhe von 
2 Milliarden Euro für 2013.

All das ist auch ein Signal an alle Be-
teiligten, dafür zu sorgen, dass in der ge-
samten Debatte um die Überschüsse in der 
GKV wieder eine gewisse Rationalität ein-
kehrt. Nachhaltigkeit und Stabilität in der 
Finanzierung – dies sollte das Postulat 
sein für den finanzpolitischen Ordnungs-
rahmen der Zukunft.  

einer Überschusshöhe von anderthalb 
Monatsausgaben regelhaft der Beitrags-
satz gesenkt wird. So könne man künftig 
Debatten um den Zeitpunkt, die Art und 
Höhe des Überschussabbaus vermeiden. 
Allerdings wäre eine Senkung nach die-
sem Maßstab bei Monatsausgaben der 
GKV von 15 Milliarden Euro derzeit ohne-
hin noch kein Thema.

Die Ersatzkassen setzen sich bereits 
seit längerem für eine Rückkehr zur Bei-
tragsautonomie der Krankenkassen ein 
und warnen ausdrücklich davor, die 
Rücklagen jetzt durch kurzfristige Wohl-
taten anzugreifen. Denn klar ist: Die ak-
tuelle gute Kassenlage ist vor allem der 
positiven Entwicklung der Einnahmen-
seite geschuldet. Sprich: Die Wirtschaft 
floriert, mehr Menschen haben sozialver-
sicherungspflichtige Jobs und in einigen 
Branchen steigen sogar wieder die Löhne. 
 Hinzu kam die Anhebung des allgemeinen 
Beitragssatzes Anfang 2011 auf 15,5 Pro-
zent. Auf der Ausgabenseite trugen Um-
strukturierungen und Sparprogramme zur 
positiven Bilanz bei. Doch hier scheint be-
reits der Gipfel überschritten. Im ersten 
Quartal 2012 stiegen die Ausgaben im Ver-
hältnis bereits wieder stärker als die Ein-
nahmen. 

ausgaben steigen

Und wenn man auch nicht vorhersehen 
kann, wie sich die Konjunktur und da-
mit die Einnahmesituation verändert, so 
kann man mit Sicherheit annehmen, dass 
die Ausgaben weiter steigen werden. Die 
Ärzte haben bereits ihre Forderung von 
3,5 Milliarden Euro mehr von der GKV 
verkündet. Die Krankenhäuser postulie-
ren Kostensteigerungen, die es auszu-
gleichen gelte und fordern mittlerweile 
faktisch die Rückkehr zum Selbstkosten-
deckungsprinzip, wobei das Rheinisch-
Westfälische Institut für Wirtschaftsfor-
schung (RWI) festgestellt hat, dass gerade 
die Ertragslage von Krankenhäusern in 
Rheinland-Pfalz im Vergleich zu anderen 
Bundesländern aufgrund des höchsten 
Landesbasisfallwerts gut ist.

Nach Jahrzehnten (vermeintlicher) 
Hiobsbotschaften von Schulden, 
Leistungskürzungen und drohendem 
Kollaps gibt es derzeit positive Nach-
richten von der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung: Die Kassen sind 
gefüllt, einige Versicherer können 
sogar Rücklagen bilden. Das heißt: 
Endlich mal keine Finanzlöcher stop-
fen und keine Debatten über die Ein-
führung von Zusatzbeiträgen, deren 
„stigmatisierende Wirkung“ (O-Ton) 
im Wettbewerb auch der Sachver-
ständigenrat in seinem neuesten 
Gutachten treffend auf den Punkt 
 gebracht hat.
Doch das fällt manchem Akteur im 
Gesundheitswesen offenbar sehr 
schwer. Schon wird gefordert und ge-
schimpft, die Kassen sollen das Geld 
möglichst schnell wieder unters Volk 
bringen. Alle brauchen (wollen) mehr 
Geld – das ist die Botschaft.
Dabei ist jetzt schon klar, dass die 
Zeiten wieder schlechter werden. Be-
reits im ersten Quartal dieses Jahres 
stiegen die Leistungsausgaben stär-
ker an als die Einnahmen der Kassen. 
Und dieser Trend wird sich fortset-
zen, vor allem, weil sich der Konjunk-
turhimmel wieder deutlich eintrübt. 
Nutzen wir also lieber die Zeit, an in-
novativen Strukturen zur Versorgung 
der Versicherten zu arbeiten, damit 
die begrenzten Mittel optimal einge-
setzt werden und die Meldungen zur 
Finanzlage der GKV möglichst lange 
positiv bleiben.

K O M M E N T A R

Begrenzte Mittel 
 optimal einsetzen
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MaRTiN ScHNEiDER
Leiter der 
vdek-Landesvertretung 
Rheinland-Pfalz
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Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) hat eine neue Vorstandsvorsitzende: Ulrike Elsner (Jahr-
gang 1965) wurde von der Mitgliederversammlung im Juli einstimmig zur Nachfolgerin von Thomas 
Ballast gewählt, der in den Vorstand der Techniker Krankenkasse gewechselt ist. 
Die neu gewählte Vorstandsvorsitzende hat sich zum Ziel gesetzt, das Thema Versorgungsqualität 
stärker in den Fokus zu rücken. „Hierzu gehört auch mit Blick auf die demografische Entwicklung 
der Umbau des Versorgungsangebotes“, erklärte Elsner.
Nach ihrem Studium der Rechtswissenschaften an den Universitäten Augsburg, Freiburg, Seattle 
und Berlin war Ulrike Elsner von 1994 bis 2004 für die damalige VdAK/AEV-Landesvertretung  
Berlin in der ambulanten Versorgung tätig. Von 2005 bis 2008 leitete sie die VdAK/AEV-Landes-
vertretung Sachsen. 2008 übernahm Elsner die Leitung der Abteilung Ambulante Versorgung in der 
vdek-Zentrale.

P E R S O N A L I E

Neugewählte Vorstandsvorsitzende setzt auf Versorgungsqualität

ulRikE ElSNER
Vorstandsvorsitzende 
des vdek
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S E L B S T H I L F E F Ö R D E R U N G

Rheinland-Pfälzischer 
 Selbsthilfepreis 2012
Die Ersatzkassen in Rheinland-Pfalz zeichnen in diesem Jahr zum 
fünften Mal Personen oder Gruppen aus, die sich in besonderer Weise 
für die  gesundheitsbezogene Selbsthilfe im Land einsetzen.

G
egenseitige Unterstützung, In-
formation und Austausch aber 
auch konkrete Hilfsangebote, 
Interessenvertretung, Aufklä-

rung und Prävention – Selbsthilfegrup-
pen erfüllen eine Vielfalt von Funktionen 
für Menschen mit gesundheitlichen Pro-
blemen bzw. chronischen Erkrankungen 
und ihre Angehörigen. Das Engagement 
von Betroffenen für Betroffene ist aus 
dem Gesundheitswesen und der Gesell-
schaft insgesamt nicht mehr wegzuden-
ken. Die Ersatzkassen unterstützen die 
Arbeit der gesundheitsbezogenen Selbst-
hilfe in Rheinland-Pfalz seit Jahren mit 
Pauschalförderung und der Finanzierung 
einzelner Projekte.

Der Rheinland-Pfälzische Selbsthilfe-
preis wird alle zwei Jahre von den Ersatz-
kassen in Zusammenarbeit mit der LAG 
KISS, der Landesarbeitsgemeinschaft der 

Selbsthilfekontaktstellen und Selbsthil-
feunterstützung in Rheinland-Pfalz, aus-
gelobt, um Initiativen zu würdigen und 
auch die Vielfalt und Leistungsfähigkeit 
der Bewegung insgesamt der Öffentlich-
keit zu präsentieren. Eine Jury wird aus 
den eingesendeten Vorschlägen Gruppen 
oder Einzelpersonen auswählen, die sich 
in besonderer Weise für die gesundheits-
bezogene Selbsthilfe in Rheinland-Pfalz 
einsetzen.

Der Rheinland-Pfälzische Selbsthil-
fepreis ist mit insgesamt 2.500 Euro do-
tiert und wird in festlichem Rahmen An-
fang nächsten Jahres in Mainz verliehen. 

Kriterien für die Preisvergabe sind 
herausragendes Engagement sowie neue 
Formen und Methoden der Selbsthilfear-
beit, besonders originelle und kreative 
Initiativen, die für die Selbsthilfe werben, 
sowie neue Ideen zur aktiven Beteiligung 

von Patienten in der medizinischen und 
pflegerischen Versorgung. Bewerbungen 
mit Berichten, Beschreibungen und Mate-
rialien, die diese Besonderheiten belegen, 
können ab sofort eingereicht werden beim 
Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek)
Landesvertretung Rheinland-Pfalz 
Wilhelm-Theodor-Römheld Straße 22
55 130 Mainz
E-Mail: sigrid.hansen@vdek.com
Einsendeschluss für die Vorschläge ist der 
15. November 2012.  

TRoMMElN FÜR DiE SElBSTHilFE  Die Gruppe 
„Hand to Hand“ bei der Verleihung des Rheinland-
Pfälzischen Selbsthilfepreises 2010.
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D A S  G R O S S E  I N T E R V I E W

Niederlassung auf dem Land 
 attraktiver machen
Die Situation im Gesundheitswesen angesichts der demographischen  
Entwicklung und die Umsetzung des GKV-Versorgungsstrukturgesetzes 
im Flächenland Rheinland-Pfalz stehen im Mittelpunkt des Interviews 
mit dem gesundheitspolitischen Sprecher der CDU-Fraktion im rheinland-
pfälzischen Landtag Dr. Peter Enders.

vdek Welches sind für Sie die größten 
 Herausforderungen, die die demographi-
sche Entwicklung an das Gesundheitssys-
tem stellt – insbesondere in Rheinland-
Pfalz?
Dr. Peter Enders Der Anteil der über 60-Jäh-
rigen in Deutschland ist von 1991 bis 2007 
von 20,5 Prozent auf 25,3 Prozent ange-
stiegen, Dieser Trend wird sich Dank des 
medizinischen Fortschritts weiter fortset-
zen. Gleichzeitig wird es Auswirkungen 
auf die Nachfrage nach medizinischen 
Leistungen geben. Aktuelle Untersu-
chungen lassen den Schluss zu, dass sich 
in den kommenden 40 Jahren die Zahl 
der an Demenz erkrankten Personen ver-
doppeln wird. Dies wird einen weiter an-
wachsenden Bedarf an Ärztinnen und 
Ärzten, aber auch an Pflegekräften nach 
sich ziehen. Bereits jetzt haben wir ei-
nen beginnenden Ärzte- und Fachkräf-
temangel. In Rheinland-Pfalz als einem 
Flächenland ist es eine große Herausfor-
derung eine flächendeckende medizini-
sche Versorgung in den ländlichen Räu-
men unter diesen Voraussetzungen sicher 
zu stellen.

vdek Was sind für Sie die Chancen des GKV-
Versorgungsstrukturgesetzes und was kri-
tisieren Sie?
P.E. Mit dem Gesetz sind die Voraus-
setzungen dafür geschaffen worden, 
deutschlandweit – insbesondere in struk-
turschwachen Gebieten – zukünftig wei-
terhin ausreichend Ärztinnen und Ärzte 
zur Sicherstellung einer wohnortnahen, 

bedarfsgerechten medizinischen Versor-
gung zur Verfügung zu stellen. Gleichzei-
tig wird die medizinische Versorgung ge-
zielt verbessert. Das ist wichtig, da bereits 
heute nicht mehr in allen Bereichen und 
Regionen Ärztinnen und Ärzte in ausrei-
chender Zahl zur Verfügung stehen. Die-
se Situation wird sich in den nächsten Jah-
ren durch die demografische Entwicklung 
weiter verschärfen. Ich bedaure, dass das 
Gesetz keine gesetzliche Verpflichtung für 
eine Angleichung der Vergütung zwischen 
verschiedenen KVen vorsieht.

vdek Wie sehen Sie die neue Rolle der Län-
der nach dem GKV-Versorgungsstruktur-
gesetz?
P.E. Die Länder erhalten mehr Mitwir-
kungs- und Gestaltungsmöglichkeiten bei 
der Bedarfsplanung für eine zielgerichte-
te Versorgung.

vdek Welche Erwartungen haben Sie an 
die Krankenkassen was die Sicherung 
der Versorgung der Menschen in der Flä-
che angeht?
P.E. Mit dem Gesetz werden die Angebots-
möglichkeiten der Krankenkassen für 
Satzungsleistungen deutlich ausgewei-
tet und damit größere wettbewerbliche 
Spielräume geschaffen. Ich erwarte von 
den Krankenkassen eine ständige Opti-
mierung im Sinne von Reduzierung der 
Verwaltungskosten. Gleichzeitig ist in vie-
len ländlichen Regionen die notärztliche 
Versorgung unterfinanziert. Hier muss 
nachgebessert werden.

vdek Was erwarten Sie von den Ärzten?
P.E. Die sehr großen Unterschiede in der 
Vergütung zwischen den einzelnen Fach-
arztgruppen sind nicht nachvollziehbar. 
Insbesondere direkt am Patienten tätige 
Mediziner, wie die Allgemeinärzte, sind 
benachteiligt. Ich erwarte von den KVen, 
dass diese hausgemachte Ungerechtigkeit 
endlich behoben wird. Das würde die At-
traktivität sich als Allgemeinarzt im länd-
lichen Raum niederzulassen zusätzlich 
stärken. Ferner erwarte ich in Rheinland-
Pfalz, dass die KV endlich flächendeckend 
auch den kassenärztlichen Bereitschafts-
dienst unter Einbindung der Integrierten 
Leitstellen organisiert.

vdek Glauben Sie, dass die vorgesehenen 
400.000 Euro Landesförderung tatsäch-
lich wirksam dazu beitragen, die haus-
ärztliche Versorgung im ländlichen Raum 
zu stärken?
P.E. Dieser Betrag ist, auf Rheinland-Pfalz 
verteilt, ein Tropfen auf dem heißen Stein 
und kann nur punktuell greifen. Kommu-
nen könnten diese Gelder nutzen, um ne-
ben den zentralen Arztpraxen örtliche, 
mit den Praxen vernetzbare Arztstatio-
nen einzurichten. 

DR. PETER ENDERS   
Gesundheitspolitischer  Sprecher der CDU-Fraktion 
im Landtag von Rheinland-Pfalz

FOTO  privat
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vdek Sie kommen selbst aus einer ländli-
chen Region, sind Ortsbürgermeister der 
600-Seelen-Gemeinde Eichen im Wester-
wald. Wie würden Sie es einem jungen Me-
diziner schmackhaft machen, sich in Ihrer 
Heimatregion anzusiedeln? 
P.E. Die Kombination aus schöner Land-
schaft, günstigen Grundstückspreisen, 
 gutem schulischem Angebot und schneller 
Erreichbarkeit der Großräume Köln/Bonn 
und Koblenz ist eine Sache. Dies wird erst 
dann greifen, wenn, wie im Gesetz vorge-
sehen, Strukturfonds in unterversorgten 
Regionen von den KVen eingerichtet wer-
den und so Niederlassung auf dem Land at-
traktiver machen.

vdek Welche weiteren Maßnahmen zur Stär-
kung der medizinischen Versorgung auf 
dem Land wären wünschenswert? 
P.E. Um den zunehmenden Ärztemangel 
in ländlichen Regionen zu beheben, ist 
es wichtig, den Ärzten mit einem Katalog 
von Anreizen und finanziellen Unterstüt-
zungen die Niederlassung zu erleichtern. 
Eine leistungsgerechte Vergütung bewirkt, 
dass sich die Rahmenbedingungen in länd-
lichen Regionen deutlich verbessern. Nö-
tig ist auch eine bessere Verzahnung von 
Praxen und Kliniken. In strukturschwachen 
Regionen können neue Versorgungsstruk-
turen organisiert werden. Um die Unab-
hängigkeit von wirtschaftlichen Interessen 
sicherzustellen, sollen Medizinische Ver-
sorgungszentren (MVZ) nur unter bestimm-
ten  Voraussetzungen zugelassen werden. 

vdek Was halten Sie davon, drohenden Eng-
pässen durch Delegation von ärztlichen 
Leistungen an andere Gesundheitsberufe 
wie Krankenschwestern und -pfleger oder 
Wundexperten zu begegnen?
P.E. Die Diskussion im Gemeinsamen Bun-
desausschuss hat ergeben: Eine Übertra-
gung ärztlicher Leistungen ist im Modell-
vorhaben möglich. Ob und wann sie in 
eine Regelversorgung übergehen, ist offen.  
Ich befürworte die Delegation ärztlicher 

Leistungen, bei der der Arzt die alleinige 
Verantwortung für die Behandlung be-
hält. Eine Substitution ärztlicher Leistun-
gen, bei der die Behandlung auf eine spe-
ziell ausgebildete Pflegekraft übergeht, 
unterstütze ich nicht. Dies kann zu Quali-
tätsabfall und Unwirtschaftlichkeit in der 
Versorgung führen. Allein mit Delegation 
oder Substitution von Aufgaben wird we-
der die Qualität verbessert noch Personal 
eingespart. Wichtig ist es, den Teamgedan-
ken zu stärken.

vdek Im Krankenhausbereich hat Rhein-
land-Pfalz den höchsten Landesbasis-
fallwert bundesweit. Die Leistungsmen-
gensteigerungen sind nicht allein mit 
medizinischem Fortschritt und Morbidität 
zu erklären. Welche Lösungsansätze sehen 
Sie, die Mengendynamik zu bremsen und 
langfristig Reserven zu  schonen?
P.E. Das Bundesgesundheitsministerium 
lässt zurzeit untersuchen, ob unterschied-
liche Landesbasisfallwerte in den Ländern 
sachgerecht sind. Gesundheitsminister 
Bahr hat die steigende Zahl von bestimm-
ten Operationen im Krankenhaus kritisiert 
und will dies begrenzen. Die steigenden 
Fallzahlen sind nur zum Teil auf die de-
mographische Entwicklung zurückzufüh-
ren. Die Hälfte der angestiegenen Kosten 
ist nur auf wenige Eingriffe am Knie, der 
Hüfte, der Wirbelsäule und am Herzen zu-
rückzuführen. Die Bundesregierung prüft, 
wie durch ökonomische Anreize die weiter 
steigenden Fallzahlen in den Krankenhäu-
sern reduziert werden können. Dies darf 
aber nicht zu Lasten der Patienten gehen. 
Jeder muss sich darauf verlassen können, 
die notwendige Behandlung zu erhalten.

vdek Reichen die Mittel im Gesundheitssys-
tem Ihrer Ansicht nach aus, um dem demo-
graphischen Wandel in den nächsten Jah-
ren begegnen zu können?
P.E. Die Entwicklung des Anteils der Ge-
sundheitsausgaben am Bruttoinlandpro-
dukt (BIP) hat sich in mehr als 20 Jahren 

nicht wesentlich verändert. Oft wird ver-
gessen, dass die Gesundheitswirtschaft 
eine Branche mit vielen Beschäftigten ist, 
die Ausdruck der Wirtschaftskraft sind. 
Wir werden dem demographischen Wan-
del auch in Zukunft begegnen, wie es die 
Entwicklung des BIP in der Vergangen-
heit gezeigt hat. Problematisch wird nicht 
die Altersstruktur primär sein, sondern 
das Verhältnis von Beitragszahlern im er-
werbsfähigen Alter zum Rest der Bevölke-
rung. Deswegen wird uns die Gesundheit 
in Zukunft etwas mehr wert sein müs-
sen. Ich bin froh, dass wir in Deutschland 
eine hervorragende medizinische Versor-
gung haben. In den 50er Jahren war die 
Ausrüstung des Hausarztes auf Stetho-
skop, Blutdruckmessgerät und Rezept-
block weitgehend reduziert. Eine ideo-
logisch begründete Bürgerversicherung 
lehne ich ab. Die Querfinanzierung durch 
die Private Krankenversicherung stabili-
siert die Gesundheitswirtschaft. Eine neue 
Studie der Universität Hamburg hat mit 
dem Gerücht aufgeräumt, dass Privatpa-
tienten gegenüber gesetzlich Versicher-
ten bei dringlichen Erkrankungen bevor-
zugt werden.  

„Politik muss die Rahmenbedin-
gungen schaffen, damit sich Men-
schen in Rheinland-Pfalz wohl füh-
len können“, lautet das Leitbild 
von Dr. Peter Enders (53), Arzt und 
Landtagsabgeordneter der CDU. Der 
Facharzt für Anästhesiologie und 
Notfallmedizin aus Eichen (Land-
kreis Altenkirchen/Westerwald) 
ist seit 1998 Mitglied des Landtages 
und derzeit unter  anderem gesund-
heitspolitischer Sprecher seiner Par-
tei sowie Vorsitzender im Ausschuss 
für Arbeit, Soziales, Familie und 
 Gesundheit. 

Z U R  P E R S O N
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Das neue Psych-Entgeltsystem
Die Zahl der in Krankenhäusern behandelten psychisch kranken Pa-
tienten steigt nicht nur in Rheinland-Pfalz. Der Gesetzgeber sieht 
Handlungsbedarf: Ab dem 1.1.2013 wird bundesweit ein neues Entgelt-
system im Psych-Bereich eingeführt. 

Z
iel ist eine transparente, leis-
tungsorientierte Vergütung und 
damit die Ablösung der bishe-
rigen krankenhausindividuell 

vereinbarten, kostenorientierten Abtei-
lungs- und Basispflegesätze. So wie im 
somatischen Bereich soll Transparenz zu 
Leistungen im Behandlungsprozess des 
einzelnen Patienten hergestellt werden. 
Kliniken müssen ihre Diagnostik- und 
Therapieleistungen jetzt auch im Psych-
Bereich exakt dokumentieren. Sie können 
auf diese Weise ihre Behandlungsprozes-
se analysieren und – wenn nötig – opti-
mieren. 

Zur Leistungsbeschreibung hat das 
DIMDI (Deutsche Institut für medizinische 
Dokumentation und Information) neue OPS 
(Operationen- und Prozedurenschlüssel) 
für den Psych-Bereich veröffentlicht.

Das InEK (Institut für das Entgeltsys-
tem im Krankenhaus) führt die Daten der 
Krankenhäuser zusammen, bildet Grup-
pen und kalkuliert (zum Beispiel für die 

mögliche Gruppe „Schizophrenie und an-
dere psychotische Störungen“) die PEPP-
Entgelte (Pauschalierende Entgelte für 
Psychiatrie und Psychosomatik). Diese 
bundeseinheitlichen, leistungsdifferen-
zierten Entgelte werden zukünftig, anders 
als im DRG-System, nicht pro Fall, sondern 
pro Tag für die jeweilige Gruppe abgerech-
net. Diese Tagespauschalen sollen vermei-
den, dass psychiatrische Patienten zu früh 
aus dem Krankenhaus entlassen werden 
und es somit zu Wiederaufnahmen kommt 
(Drehtüreffekt).

Ähnlich wie bei der Einführung des 
DRG-Systems im somatischen Bereich 
soll auch das Psychiatrie-Entgeltsystem 
schrittweise als lernendes System einge-
führt werden. Ab dem Jahr 2013 ist eine 
vierjährige budgetneutrale Phase vorge-
sehen. Hierdurch werden systembeding-
te Verluste oder Gewinne vermieden. Die 
budgetneutrale Phase umfasst zudem zwei 
sogenannte Optionsjahre (2013 und 2014), 
in denen die Einrichtungen nach dem neu-
en Entgeltsystem abrechnen können, aber 
noch nicht müssen. 

Im Vordergrund sollte bei der Einfüh-
rung des neuen Entgeltsystems vor allem 
eine bessere Versorgung der Patienten ste-
hen. Wird es gelingen, die notwendige Um-
steuerung von vollstationärer zu tageskli-
nischer und ambulanter Behandlung bzw. 
Institutsambulanzen zu fördern?

Wird eine effektivere, qualitativ gute 
und sektorenübergreifende Versorgung 
psychisch Kranker erreicht werden?

Unter Berücksichtigung dieser Fragen 
und Ziele muss das neue Psych-Entgelt-
system auch in Rheinland-Pfalz gemes-
sen und umgesetzt werden.  

ENTwickluNg der Anzahl von Patienten in psychi-
atrischen Kliniken in Rheinland-Pfalz

QU
ELLE  Statistisches Bundesam

t, eigene D
arstellung

M E L D U N G

Status Quo der  
psychiatrischen  
Versorgung 

Mit der Psychiatriereform ist in 
den vergangenen 20 Jahren in 
Rheinland-Pfalz der Aufbau ei-

ner flächendeckenden voll- und teilstati-
onären Versorgung erfolgt.
Die vollstationäre Akutversorgung psy-
chisch kranker Erwachsener wird aktuell 
in 10 Fachkliniken und 11 psychiatrisch-
psychotherapeutischen Hauptfachab-
teilungen mit insgesamt 2.443 Betten 
 erbracht. Die teilstationäre Versorgung 
Erwachsener erfolgt durch 31 Tages-
kliniken mit insgesamt 667 Plätzen. Im 
 Bereich der Erwachsenenpsychiatrie 
wurde die Anzahl der Tagesklinikplät-
ze von 2003 bis 2010 um etwa 40 Prozent 
und die Anzahl der Betten um 7 Prozent 
erhöht. 
Die vollstationäre Akutversorgung psy-
chisch kranker Kinder und Jugendli-
cher erfolgt aktuell in 4 Fachkliniken 
und 4 psychiatrisch-psychotherapeuti-
schen Hauptfachabteilungen mit insge-
samt 260 Betten. Die teilstationäre Ver-
sorgung von Kindern und Jugendlichen 
wird durch Tageskliniken an 8 Standor-
ten mit insgesamt 185 Plätzen erbracht. 
In der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
wurde die Anzahl der Tagesklinikplätze 
von 2003 bis 2010 um mehr als 200 Pro-
zent und die Anzahl der Betten um mehr 
als 50 Prozent erhöht. Angegliedert an 
diese voll- und teilstationären Angebote 
sind Psychiatrische Institutsambulanzen 
an 41 Standorten. 
Die durchschnittliche Verweildauer der 
Patienten im Krankenhaus ist bei der 
Behandlung psychiatrischer Erkrankun-
gen in Rheinland-Pfalz nach Informatio-
nen des Statistischen Bundesamtes von 
21,5 Tagen im Jahr 2002 auf 18,5 Tage im 
Jahr 2010 gesunken. Damit liegt das Land 
unter dem bundesweiten Durchschnitt 
von 20,3 Tagen (2010).
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Das neue Psych-Entgeltsystem  
– Chancen und Risiken
Das interesse an der Veranstaltung der vdek-landesvertretung Rheinland-Pfalz  
in Mainz war groß: Vor rund 70 Teilnehmern beleuchteten Fachleute am 15.8.2012  
das neue Psych-Entgeltsystem aus unterschiedlichen Blickwinkeln. 

M
it dem neuen Vergütungssys-
tem, mit dem man ab 1.1.2013 
auch in Rheinland-Pfalz Neu-
land betritt, wird für die Kran-

kenhausbehandlung psychisch kranker 
Kinder und Erwachsener ein tagesbezoge-
nes, pauschalisiertes Entgeltsystem ein-
geführt, das nach einer  Einführungsphase 
ab 2022 zu gleichen Preisen für gleiche 
Leistungen innerhalb des Landes Rhein-
land-Pfalz führen soll. Christiane Berg, Re-
feratsleiterin stationäre Versorgung und 
stellvertretende Leiterin der vdek-Landes-
vertretung Rheinland-Pfalz, wies in einem 
Einführungsreferat zunächst auf die Ge-
fahr hin, dass die Patientenorientierung 
vernachlässigt werden könnte, wenn sich 
die Behandlung zu stark an Abrechnungs-
möglichkeiten orientiere. Um die Chancen 
zur Weiterentwicklung der Versorgung zu 
nutzen und die Risiken der Neuregelungen 
zu minimieren, sei ein regelmäßiger sek-
torenübergreifender Austausch zwischen 
den Beteiligten im Land notwendig. 

Dass die neue Vergütung alleine die 
Versorgung der Patienten verbessern 
könnte, bezweifelte auch Dr. Julia Kusch-
nereit als Vertreterin des Ministeriums für 
Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demo-
graphie (MSAGD). Die Referatsleiterin für 
Psychiatrie und Maßregelvollzug beton-
te angesichts der künftigen Herausforde-
rungen im Bereich der psychiatrischen und 
psychosomatischen Versorgung in Rhein-
land-Pfalz müsse man verstärkt neue, sek-
torenübergreifende Wege gehen, um die 
Versorgung der Patienten zur verbessern. 
Ein wichtiger Schritt in diese Richtung sei-
en entsprechende Modellvorhaben, die 

das Gesetz vorsieht. In Rheinland-Pfalz 
gebe es bereits gute Ideen, von denen sich 
das Land erhoffe, dass sie von der Selbst-
verwaltung umgesetzt würden.

Schon heute stünden die psychiatri-
schen Kliniken in Rheinland-Pfalz solchen 
Versorgungsformen offen gegenüber, be-
stätigte Dr. Gerald Gaß, Geschäftsführer 
des Landeskrankenhauses und wies auf 
das Projekt „Stattkrankenhaus“ hin, das 
mit einer Ersatzkasse erprobt werde. Um 
tatsächlich neue Strukturen und eine aus-
sagekräftige Evaluation zu schaffen, brau-
che man langfristig angelegte Projekte.

Das neue Psych-Entgeltsystem wur-
de von den Krankenhausvertretern kri-
tisch beurteilt. Insbesondere der erhöhte 
Dokumentationsaufwand für einen re-
lativ kleinen Teil der Leistungen sei er-
heblich, teils völlig praxisuntauglich und 
führe letztlich auch zu kaum mehr Trans-
parenz im Gesamtgeschehen, wie René 

Berton, Stellvertretender Geschäftsfüh-
rer des Pfalzklinikums für Psychiatrie 
und Neurologie Klingenmünster, bei sei-
ner Darstellung der künftigen Berechnun-
gen ausführte.

Auch Alfred Kappauf, Präsident der 
Landespsychotherapeutenkammer, warb 
für den Ausbau der sektorenübergreifen-
den Behandlung und Betreuung psychisch 
kranker Menschen, für die allerdings auch 
der Bereich der ambulanten Versorgung 
gestärkt werden müsse. Einigkeit herrsch-
te bei der Veranstaltung darüber, dass 
Verbesserungen bei der Versorgung der 
Patienten im Vordergrund stehen müssten. 
„Hieran wird sich das neue Psych-Entgelt-
system messen lassen müssen“, so Martin 
Schneider, Leiter der vdek-Landesvertre-
tung, der als Moderator durch die Veran-
staltung führte.
Vorträge und Fotos unter www.vdek.com/
LVen/RLP.  

ERSaTzkaSSENFoRuM 2012  Martin Schneider, Leiter der LV Rheinland-Pfalz, mit den Referenten: Christiane 
Berg, Dr. Julia Kuschnereit, Alfred Kappauf und René Berton (von links).
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Die Ersatzkassen in Rheinland-Pfalz 
fördern die häusliche Sterbebeglei-
tung im Land in diesem Jahr erst-
mals mit über 1 Million Euro. Damit 
erhalten 35 ambulante Hospiz-
dienste über 100.000 Euro mehr als 
im Vorjahr. „Viele schwerstkranke 
Menschen haben den Wunsch, die 
letzte Zeit des Lebens zu Hause zu 
verbringen. Um dies zu ermöglichen, 
leisten die ambulanten Hospizdiens-
te wertvolle Arbeit“, erklärte der 
Leiter der vdek-Landesvertretung 
Rheinland-Pfalz Martin Schneider. 
Mit rund 1,146 Millionen Euro sind 
die Ersatzkassen in Rheinland-Pfalz 
die größten Förderer der ambulan-
ten Sterbebegleitung. Insgesamt 
 unterstützt die Gesetzliche Kranken-
versicherung die Hospizdienste in 
Rheinland-Pfalz 2012 mit 3,018 Milli-
onen Euro.

Über 320.000 Euro haben die Ersatz-
kassen in Rheinland-Pfalz im Jahr 
2012 den Selbsthilfe-Einrichtungen 
im Land zur Verfügung gestellt. Im 
Rahmen der „Gemeinschaftsförde-
rung Rheinland-Pfalz“ zu der vdek, 
AOK, BKK, IKK, Knappschaft und LKK 
gehören, kamen bereits 887.528 Euro 
für die „Pauschalförderung“ zusam-
men, mehr als im Gesamtjahr zuvor. 
Aktuell werden damit 502 Selbsthil-
fegruppen, 34 Selbsthilfeorganisati-
onen und 4 Selbsthilfekontaktstellen 
unterstützt. 

In Rheinland-Pfalz sind die Honorarver-
handlungen im zahnärztlichen Bereich 
für das Jahr 2012 mit einem für die Er-

satzkassen positiven Ergebnis abgeschlos-
sen worden. Mit der Kassenzahnärztlichen 
Vereinigung (KZV) wurde eine Steige-
rung der kassenindividuellen Budgets 
vereinbart, welche deutlich unter der um 
0,5 Prozentpunkte gekürzten Grundlohn-
summe liegt. Dies verhindert eine weitere 
Ausweitung des Vergütungsabstandes zur 
AOK Rheinland-Pfalz und Saarland.
Außerdem ist es gelungen mit der KZV 
Rheinland-Pfalz eine Einpreisung der 
Kosten des Sprechstundenbedarfs in das 
zahnärztliche Honorar zu vereinbaren und 
damit die Weichen für die Nivellierung 
der zahnärztlichen Vergütung im Jahr 2013 
zu stellen.

Z A H N Ä R Z T E
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Über 1 Mio. Euro für
ambulante Hospize

M E L D U N G

Mehr Geld für
die Selbsthilfe

Gratulation zum 
Dienstjubiläum: 
Horst Braner (59), 
Vertragschef der 
DAK-Gesundheit 
für Rheinland-
Pfalz/Saarland 
aus Mainz, ist seit 
40 Jahren bei der 

Krankenkasse tätig. Seine berufliche 
Karriere begann am 1. Juli 1972 als 
Sachbearbeiter bei der DAK. Heu-
te ist der erfahrene Gesundheits-
ökonom für die DAK-Gesundheit in 
vielen Gremien aktiv, etwa als Vor-
sitzender des Landesausschusses 
der Ersatzkassen im Saarland und 
stellvertretender Vorsitzender im 
Landesausschuss der Ersatzkassen 
in Rheinland-Pfalz. 

Sigrid Hansen (40) hat zum 1. Juni als 
Referentin den Bereich Grundsatz-
fragen, Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit bei der vdek -Landesvertretung 
Rheinland-Pfalz in Mainz übernom-
men. Die gelernte Tageszeitungs-
redakteurin kam vom Wiesbadener 
Kurier und war davor bereits in der 
Öffentlichkeitsarbeit im rheinland-
pfälzischen Gesundheitswesen aktiv, 
unter anderem für die Landesvertre-
tung der Techniker Krankenkasse in 
Mainz. Die gebürtige Pfälzerin über-
nimmt die Aufgaben von Dr. Tanja 
Börner, die für zwei Jahre in Eltern-
zeit gegangen ist.

P E R S O N A L I E

40 Jahre im 
Dienste der GKV
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